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Reha-Leistungen: Gewerbesteuerfreie Ergotherapiepraxis?

Ob eine gewerbliche oder eine selbständige Tätigkeit vorliegt, ist in vielen Fällen schwer zu unter-
scheiden. Zwar enthält das Gesetz eine Aufzählung von Berufen, bei denen eine selbständige Tätig-
keit gegeben ist, diese ist jedoch nicht vollständig. Eine Einordnung durch einen Vergleich mit den 
ausdrücklich genannten Berufen erweist sich daher oft als schwierig. Aber warum ist diese Unter-
scheidung so wichtig?
Ein wesentlicher Punkt ist die Gewerbesteuer, da diese nicht auf die Gewinne aus selbständiger 
Tätigkeit erhoben wird. Jedoch kann es trotz des Vorliegens eines Gewerbes aufgrund einer Befrei-
ung dazu kommen, dass keine Gewerbesteuer festgesetzt wird. Das Finanzgericht Berlin-Branden-
burg (FG) musste entscheiden, ob im Streitfall Gewerbesteuer zu erheben ist.
B, ein ausgebildeter Physiotherapeut, ist alleiniger Gesellschafter-Geschäftsführer der klagenden 
GmbH. Die Klägerin betreibt eine Ergotherapiepraxis. Sie beantragte eine Befreiung von der Gewer-
besteuer, da sie eine Einrichtung zur ambulanten Rehabilitation betreibe. Voraussetzung hierfür sei, 
dass in mindestens 40 % der Fälle die Behandlungskosten von den Krankenkassen getragen würden. 
Bei ihr treffe das sogar in fast 100 % der Fälle zu. Eine Nichtberücksichtigung ihrer Tätigkeiten sei 
daher gleichheitsrechtlich zu beanstanden. Eine Gewerbesteuerbelastung werde von den Leistungs-
trägern nicht erstattet. Das Finanzamt verwehrte ihr jedoch die Befreiung von der Gewerbesteuer.
Die Klage vor dem FG war erfolglos. Die Tätigkeiten der Klägerin sind - anders als beispielsweise 
Altenheime oder Einrichtungen zur ambulanten Pflege - nicht von der Befreiungsvorschrift erfasst. 
Insbesondere betreibt die Klägerin kein Alten-, Altenwohn- oder Pflegeheim und legte nur da, dass 
sie bestimmte Leistungen in solchen Heimen erbringt. Dies steht aber dem Betrieb einer vorgenann-
ten Einrichtung nicht gleich. Auch eine Befreiung für Einrichtungen zur ambulanten oder stationären 
Rehabilitation ist nicht einschlägig, da solche Einrichtungen Leistungen im Rahmen der verordneten 
ambulanten oder stationären Rehabilitation im Sinne des Sozialrechts einschließlich der Beihilfevor-
schriften erbringen müssen.
Das Sozialrecht unterscheidet zwischen stationärer, ambulanter und mobiler Rehabilitation. Für 
solche Rehabilitationseinrichtungen muss ein Versorgungsvertrag bestehen, den die Klägerin jedoch 
nicht hatte. Daher ist keine Befreiung von der Gewerbesteuer zu gewähren.

Hinweis: Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Es bleibt abzuwarten, wie der Bundesfinanzhof 
den Begriff der "Rehabilitation" auslegt.
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EuGH-Schlussanträge: Anwaltliche Erfolgshonorare unter der Lupe

Wie sind Honorare bei anwaltlichen Dienstleistungen umsatzsteuerlich zu behandeln, wenn sie nur 
im Erfolgsfall von der unterlegenen Partei gezahlt werden? Mit dieser Thematik befasst sich ein 
aktuelles Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH), zu dem die Generalanwältin ihre 
Schlussanträge vorgelegt hat. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob eine anwaltliche Tätigkeit, die 
zunächst unentgeltlich erbracht und im Erfolgsfall mit einem gesetzlich festgelegten Mindesthono-
rar vergütet wird, einen steuerbaren Umsatz im Sinne der Mehrwertsteuerrichtlinie darstellt.
Im Besprechungsfall erhielt ein wirtschaftlich bedürftiger Kläger unentgeltliche Rechtsvertretung. 
Nach erfolgreichem Verfahrensabschluss wurde die unterlegene Partei zur Zahlung eines gesetzli-
chen Mindesthonorars an die Kanzlei verurteilt - allerdings ohne Umsatzsteuer. Die Kanzlei bean-
tragte daraufhin die Erhebung von Umsatzsteuer auf das erhaltene Honorar.
Nach Auffassung der Generalanwältin handelt es sich bei der anwaltlichen Leistung um einen steu-
erpflichtigen Umsatz. Maßgeblich sei, dass eine Gegenleistung erfolge - unabhängig davon, ob sie 
vom eigenen Mandanten oder, wie hier, von einem Dritten erbracht werde. Auch die Ungewissheit 
über die Höhe oder den Zeitpunkt der Gegenleistung bzw. Vergütung stünde der Steuerpflicht nicht 
entgegen. Entscheidend sei der unmittelbare Zusammenhang zwischen der erbrachten Dienstleis-
tung und der erhaltenen Zahlung. Ein gesetzlicher Vergütungsanspruch begründe zudem ein hinrei-
chendes Rechtsverhältnis, selbst wenn kein Vertrag mit der zahlenden Partei bestehe.
Die Generalanwältin kommt zu dem Schluss, dass die anwaltliche Tätigkeit in diesem Fall der Um-
satzsteuer unterliegt. Die Steuer sei auf das tatsächlich erhaltene (Mindest-)Honorar zu erheben, 
auch wenn dieses ursprünglich ungewiss gewesen sei. Die endgültige Entscheidung obliegt nun 
dem EuGH.

Hinweis: Sollte der EuGH der Rechtsauffassung der Generalanwältin folgen, hätte dies weitreichen-
de Konsequenzen für die anwaltliche Praxis. Erfolgshonorare, die auf gesetzlicher Grundlage im 
Erfolgsfall von der unterlegenen Partei gezahlt werden, wären künftig umsatzsteuerpflichtig. Dies 
würde zwar zu erhöhter Rechtssicherheit führen, gleichzeitig aber auch eine zusätzliche steuerliche 
Belastung für die unterliegende Partei mit sich bringen.
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Ladungsfähige Anschrift: Verschwiegener Auslandswohnsitz bringt Klage zu Fall

Weigert sich ein Kläger bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung oder einer gesetzten Aus-
schlussfrist, dem Gericht eine ladungsfähige Anschrift zu nennen, so muss die Klage als unzulässig 
abgewiesen werden. Das geht aus einem neuen Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.
Zugrunde lag der Entscheidung ein Gerichtsverfahren, in dem das Finanzgericht München (FG) 
vergeblich versucht hatte, an eine ladungsfähige Anschrift der Klägerin zu gelangen. Die Frau hatte 
entsprechende Nachfragen abgeblockt und allgemein darauf verwiesen, dass sie sich im Ausland 
aufhalte und Gerichtspost doch an ihren Zustellungsbevollmächtigten im Inland zugestellt werden 
könnte. Das FG beschäftigte sich gleichwohl in der Sache mit dem Klagebegehren und wies die 
Klage als unbegründet zurück. Ob die Klage wegen der fehlenden ladungsfähigen Anschrift über-
haupt zulässig war, hatte das FG offengelassen.
Der BFH erklärte jedoch, dass die Klage bei dieser Sachlage von vornherein als unzulässig hätte 
abgewiesen werden müssen. Nach der Finanzgerichtsordnung muss zwingend eine ladungsfähige 
Anschrift angegeben werden, an die das Gericht förmliche Zustellungen bewirken kann. Ein Kläger 
muss während des gesamten Verfahrens dafür sorgen, dass er durch diese Angabe für das Gericht 
erreichbar bleibt - auch wenn er im Ausland lebt.
Ausnahmen können nur bestehen, wenn ein Kläger ohne festen Wohnsitz ist oder die Angabe seines 
Wohnsitzes besonders geschützt ist, so dass bei Bekanntgabe seine Enttarnung drohen würde. Ein 
derartiger Fall lag vorliegend jedoch nicht vor. Die Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten 
entbindet zudem nicht von der Verpflichtung, eine ladungsfähige Anschrift angeben zu müssen.
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Eltern aufgepasst: Staatliche Zuschüsse und Steuervorteile im Überblick

Kinder sind unsere Zukunft, kosten aber bekanntlich auch viel Geld. Zur Entlastung gewährt der
Staat den Eltern eine Reihe von Unterstützungen. Die Regelungen im Überblick:

- Kindergeld: Die Familienkassen zahlen für jeden Sprössling ein Kindergeld von 255 EUR pro Monat 
(ab 2026: 259 EUR). Die Zahlung erfolgt bis zur Volljährigkeit, bei Ausbildung oder Studium längs-
tens bis zum 25. Geburtstag des Kindes.
- Kinderfreibetrag: Alternativ gewährt das Finanzamt pro Elternpaar einen Kinderfreibetrag von 
9.600 EUR pro Jahr (ab 2026: 9.756 EUR), sofern die steuerliche Entlastung dadurch höher ausfällt 
als das ausgezahlte Kindergeld (sog. Günstigerprüfung).
- Kinderbetreuungskosten: Eltern können ihre Kinderbetreuungskosten mit 80 % der Kosten, maxi-
mal 4.800 EUR pro Jahr und Kind, als Sonderausgaben absetzen.
- Ausbildungsfreibetrag: Ist ein volljähriges Kind während Ausbildung oder Studium auswärtig unter-
gebracht, können Eltern einen Ausbildungsfreibetrag von 1.200 EUR pro Jahr und Kind als außerge-
wöhnliche Belastung absetzen.
- Unterhaltsleistungen: Unterstützungsleistungen an ein Kind ohne Kindergeldanspruch können von 
den Eltern häufig als Unterhaltsleistungen bis zur Höhe des Grundfreibetrags von
12.096 EUR abgesetzt werden.
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Außergewöhnliche Belastungen: Eltern können Unterhaltszahlungen für Kinder über 25 absetzen

Oft unterstützen Eltern ihre erwachsenen Kinder finanziell auch über deren 25. Geburtstag hinaus. 
Ab dem Zeitpunkt entfallen zwar das Kindergeld, der Kinderfreibetrag und der Ausbildungsfreibe-
trag, Eltern können fortan jedoch von einem anderen Steuervorteil profitieren und ihre Unterhalts-
zahlungen als außergewöhnliche Belastung von der Einkommensteuer absetzen.
Anerkannt werden vom Finanzamt (FA) momentan bis zu 12.096 EUR pro Jahr (1.008 EUR pro 
Monat) - dies sind 312 EUR mehr als noch im Jahr 2024. Dies entspricht circa dem Unterhaltssatz 
von 990 EUR, den Eltern laut der sog. Düsseldorfer Tabelle 2025 ihren auswärts studierenden 
Kindern zahlen müssen, solange diese nicht verheiratet sind. Zusätzlich als Unterhaltsleistung 
berücksichtigt das FA noch die von den Eltern übernommenen Basisbeiträge für die Kranken- und 
Pflegeversicherung.
Oft muss der Nachwuchs nebenbei jobben, um das Studium zu finanzieren. Eltern sollten daher 
wissen, dass eigene Einkünfte und Bezüge des Kinds den absetzbaren Unterhaltshöchstbetrag min-
dern, soweit sie über 624 EUR pro Jahr (anrechnungsfreier Betrag) hinausgehen. Zu den Einkünften 
zählen Minijob-Löhne, zu den Bezügen das BAföG. Von Arbeitslöhnen geht aber zunächst noch ein 
Werbungskosten-Pauschbetrag von 1.230 EUR pro Jahr ab (oder höhere Werbungskosten); von den 
Bezügen darf eine Kostenpauschale von 180 EUR abgezogen werden.
Wichtiger Fallstrick in der Praxis: Wenn Unterhaltsleistungen abgesetzt werden sollen, darf das 
Vermögen des Kinds nicht höher als 15.500 EUR sein (sog. Schonvermögen). Dieser Betrag kann 
durch früh eingerichtete Kindersparpläne schnell erreicht sein. Vom Kind angesparte und nicht 
verbrauchte Unterhaltsleistungen zählen allerdings erst nach Ablauf des Kalenderjahrs zum eigenen 
Vermögen.
Eltern müssen den Unterhalt zudem immer für den jeweiligen Monat im Voraus und per Überwei-
sung zahlen, damit der Fiskus die Absetzung akzeptiert. Barzahlungen erkennt das FA seit Januar 
2025 nicht mehr an. Auch eine übernommene Miete zählt als Unterhalt. Gehört das Kind noch zum 
Haushalt, können Eltern einfach den Unterhaltshöchstbetrag ansetzen, ohne die tatsächlich über-
nommenen Kosten einzeln nachweisen zu müssen.
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Eltern aufgepasst: Kinderbetreuung von Großeltern kann absetzbar sein

Wenn Großeltern regelmäßig auf ihre Enkel aufpassen, profitieren davon nicht nur die Kinder, son-
dern auch die Eltern - unter Umständen auch steuerlich. Denn entlohnt man die Großeltern für die 
Betreuungsleistung, kann man die Aufwendungen unter bestimmten Voraussetzungen als Sonder-
ausgaben in der eigenen Einkommensteuererklärung absetzen.
Damit das Finanzamt (FA) die Betreuungskosten anerkennt, müssen aber einige formale Vorausset-
zungen erfüllt sein: Zentrale Bedeutung hat ein schriftlicher Betreuungsvertrag zwischen den Eltern 
und den Großeltern. Darin sollten die wesentlichen Vereinbarungen zur Kinderbetreuung festgehal-
ten werden - etwa der Betreuungsumfang, die zeitliche Regelmäßigkeit und die Höhe des vereinbar-
ten Entgelts. Der Vertrag sollte zudem klar zum Ausdruck bringen, dass es sich um eine echte 
Dienstleistung handelt und nicht um eine rein familiäre Gefälligkeit.
Zudem müssen die Großeltern den Eltern eine Rechnung über ihre Betreuungsleistungen ausstellen 
und die Zahlung der Rechnung muss per Überweisung erfolgen. Barzahlungen erkennt das FA nicht 
an. Die Zahlungen müssen zudem regelmäßig und nachweisbar auf ein Konto der Großeltern erfol-
gen. Nur dann gilt die Betreuung als "fremdüblich". Entscheidend ist, dass der gesamte Vorgang 
nachvollziehbar dokumentiert ist: Vertrag, Überweisungsbelege und eine Übersicht über die Betreu-
ungszeiten bilden zusammen die Grundlage für eine steuerliche Anerkennung.
Hinweis: Das FA prüft, ob der vereinbarte Betrag tatsächlich geflossen ist und ob die Betreuung im 
Rahmen des vertraglich Vereinbarten erfolgt ist. Ist dies nicht der Fall, kann der Abzug der Kosten 
verweigert werden.
Sind alle Voraussetzungen für den Kostenabzug erfüllt, können die Eltern 80 % der Kosten für die 
Betreuung ihrer Kinder steuerlich als Sonderausgaben geltend machen - bis zu einer Höhe von 
4.800 EUR pro Kind und Jahr. Begünstigt sind Kinder bis zum 14. Lebensjahr sowie Kinder, die 
aufgrund ihrer Behinderung auf Betreuung angewiesen sind - unabhängig vom Alter, vorausgesetzt, 
die Behinderung ist vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten.

Hinweis: Wer als Elternteil beruflich stark eingespannt ist und auf die Unterstützung der Großeltern 
bei der Kinderbetreuung zählen kann, darf sich glücklich schätzen. Mit dem richtigen steuerlichen 
Know-how lassen sich sogar noch finanzielle Vorteile daraus ziehen. Zur Regelung des Betreuungs-
verhältnisses empfiehlt es sich, rechtzeitig steuerfachkundigen Rat einzuholen. So lassen sich 
Fallstricke vermeiden und Steuersparpotenziale optimal ausnutzen.
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Rentenerhöhung zum 01.07.2025: Müssen Rentenbezieher nun plötzlich Steuern zahlen?

Zum 01.07.2025 sind die Renten bundesweit um 3,74 % gestiegen. Viele Ruheständler befürchten, 
dass sie nun verpflichtend eine Einkommensteuererklärung abgeben müssen und in die Steuer-
pflicht geraten - diese Sorge ist in vielen Fälle aber unbegründet.
Rentner müssen erst eine Einkommensteuererklärung abgeben, wenn ihr Gesamtbetrag der 
Einkünfte den Grundfreibetrag (2025: 12.096 EUR) übersteigt. In diesen Gesamtbetrag fließen 
neben dem steuerpflichtigen Teil der Altersrente auch Einkünfte, etwa aus Mieteinnahmen, einer 
Witwenrente oder einer betrieblichen Altersversorgung, ein.
Der steuerpflichtige Anteil der Rente steigt pro Renteneintrittsjahrgang, und zwar seit 2023 um 
jeweils 0,5 Prozentpunkte pro Jahr. Bei Ruhestandseintritt 2025 wird die Rente mit einem Besteue-
rungsanteil von 83,5 % belegt. Das heißt im Umkehrschluss: Der steuerfreie Rentenfreibetrag liegt 
bei 16,5 %.
Hinweis: Der persönliche Rentenfreibetrag wird im zweiten Rentenjahr als Summe festgeschrieben, 
also für die erste volle Jahresbruttorente. Dieser Freibetrag bleibt dann lebenslang unverändert - 
auch wenn sich die Rente durch eine Rentenanpassung erhöht.
Wer mit seinen steuerpflichtigen (Renten-)Einkünften den Grundfreibetrag übersteigt, muss jedoch 
nicht zwangsläufig Einkommensteuer zahlen, denn er darf noch seine absetzbaren Kosten gegen-
rechnen, wie die Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung, außergewöhnliche 
Belastungen (Krankheitskosten), haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerkosten.

Hinweis: Ob im Einzelfall eine Abgabeverpflichtung bzw. Steuerpflicht besteht, kann schnell und 
rechtssicher durch den steuerlichen Berater geklärt werden.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg



Berufsstatistik 2024: Zahl der Berufsträger in der Steuerberatungsbranche schrumpft leicht

Nach der aktuellen Berufsstatistik der Bundessteuerberaterkammer waren zum 01.01.2025 
deutschlandweit 88.995 Steuerberater beruflich aktiv. Zusammengerechnet mit anerkannten 
Berufsausübungsgesellschaften und Steuerbevollmächtigten bezifferte sich die Zahl der Berufsträ-
ger auf 105.896 Personen, ein Rückgang von 1 % gegenüber dem Vorjahr.
Die Quote der selbständigen Steuerberater ist ebenfalls leicht rückläufig und liegt bei 66,4 %. Im 
Gegensatz dazu stieg die Quote der angestellten Berufsträger mit 33,6 % leicht an. Dies entspricht 
annähernd den Vorjahresquoten. Der Altersdurchschnitt aller Berufsträger lag bei 53,6 Jahren.
Auch im Jahr 2024 nahm die Frauenquote in der Branche erneut zu, sie kletterte im Vorjahresver-
gleich von 38 % auf 38,8 %.
Zum 01.01.2025 lag die Anzahl der Steuerberaterpraxen ohne weitere Beratungsstellen in Deutsch-
land bei 53.803. Hierbei handelt es sich um 36.379 Einzelpraxen (67,6 %), 14.670 anerkannte 
Berufsausübungsgesellschaften (27,3 %) und 2.754 nicht anerkennungspflichtige Berufsausübungs-
gesellschaften (5,1 %).
Zum Stichtag am 01.01.2025 waren insgesamt 17.301 Ausbildungsverhältnisse zum Steuerfachan-
gestellten bei den Steuerberaterkammern registriert. Dies sind 0,3 % weniger als im Vorjahr.
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Staatliche Neuverschuldung: Schuldenuhr des Steuerzahlerbundes beschleunigt auf 5.094 EUR 
pro Sekunde

Seit Jahren wird die wachsende Staatsverschuldung in Deutschland vom Bund der Steuerzahler 
(BdSt) plakativ auf einer Schuldenuhr dargestellt. Aufgrund der gestiegenen Staatsschulden tickt die 
Uhr seit Juni 2025 wieder deutlich schneller: Von 2.798 EUR pro Sekunde wurden sie auf 5.094 
EUR pro Sekunde beschleunigt. Gründe für dieses rasante Tempo sind die im Juni vom Bundeskabi-
nett beschlossene massive Neuverschuldung im Bundeshaushalt 2025 sowie die Aufstockung der 
Sondervermögen.
Insgesamt plant der Bund für das laufende Jahr neue Schulden in Höhe von 143,1 Mrd. EUR. Enthal-
ten sind darin 81,8 Mrd. EUR Nettokreditaufnahme für den regulären Bundeshaushalt, 24,1 Mrd. 
EUR für das Sondervermögen Bundeswehr und 37,2 Mrd. EUR für das neue Sondervermögen Infra-
struktur und Klimaneutralität. Bislang ging die Schuldenuhr für 2025 lediglich von einer Bundesneu-
verschuldung von rund 72 Mrd. EUR aus.
Auch gesamtstaatlich wird das Bild immer dramatischer: Mit Ländern und Kommunen summiert sich 
die Neuverschuldung 2025 auf über 160 Mrd. EUR, wobei der Bund allein rund 90 % dieses Betrags 
verantwortet. Und dies ist erst der Anfang, denn laut Finanzplan der Bundesregierung sollen die 
Schulden in den kommenden Jahren weiter steigen - ebenso wie die Zinsausgaben. Bereits für 2029 
kalkuliert die Regierung im Bundesetat mit Zinslasten über 60 Mrd. EUR.

Hinweis: Die Schuldenuhr könnte im Laufe des Jahrs erneut beschleunigen, denn sobald die neuen 
gesetzlichen Verschuldungsspielräume für die Länder wirksam werden, ist auf Landesebene mit 
weiteren Nachtragshaushalten und Kreditaufnahmen zu rechnen.
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